Einschreiben

An Vorname Nachname, Präsident/in Einbürgerungskommission, Adresse, PLZ/Ort

Absender:

Ort, Datum
Ablehnung der Einbürgerungsgesuche
Sehr geehrte/r ____________________
Ich beziehe mich auf die Mitteilungen der Bürgerrechtskommission von _____________ (Gemeinde), welche im ________________ (Mitteilungsorgan) vom ____________ (Datum) veröffentlicht wurden. Darin ersuchen einmal mehr ausschliesslich Personen aus dem Balkan um Erteilung unseres Gemeindebürgerrechts. Ihnen als Präsident der Bürgerrechtskommission obliegt die grosse Verantwortung, zusammen mit den weiteren Mitgliedern über die Gesuche zu entscheiden.
Ich beantrage hiermit, die Einbürgerungsgesuche der nachfolgend aufgeführten Personen abzuweisen. Ich bitte Sie, mein Schreiben den weiteren Kommissionsmitgliedern vorzulesen. Aus Gründen des Persönlichkeitsschutzes darf mein Name nicht genannt werden.

Ich sehe es als meine staatspolitische Verpflichtung an, Ihnen meine Erfahrungen mitzuteilen. In den untenstehenden Zeilen begründe ich meinen Antrag.
Vorbemerkungen

Ich rufe in Erinnerung: Das Schweizer Bürgerrecht ist mit vielen, weltweit einzigartigen Rechten aber auch Pflichten verbunden. Die Eingebürgerten erhalten unter anderem einmalige demokratische Mitbestimmungsrechte (Wählen, gewählt werden, Referenden und Initiativen starten). Mit einer Einbürgerung „bürgen“ die Schweizer Stimmbürger für jene Person, die neu in den Bund der Eidgenossen eintritt. Auf der ganzen Welt sind die Messlatten für Einbürgerungen sehr hoch. Und: Es gibt nirgends einen Rechtsanspruch auf eine Einbürgerung, auch in der Schweiz nicht. Wer Kritik anbringt und diese auch begründet, ist noch lange kein Fremdenfeind.

Angesichts unseres hohen Bürgerrechts-Standards ist es in unser aller Interesse, wirklich nur jene Personen einzubürgern, welche auch in unserer Schweiz integriert sind. Dazu gehört es, dass sie unseren staatspolitischen Aufbau, die demokratischen und gesellschaftlichen Werte verinnerlicht haben und diese auch aktiv leben. Im Jahr 2008 wurde schweizweit über 45‘000 Ausländern das Schweizer Bürgerrecht erteilt. Das ist eine sehr hohe Quote. Es dürfte unbestritten sein, dass die Bürger mitentscheiden sollen, wer eingebürgert wird. Ich begrüsse es sehr, dass Sie die Stimme des Volkes ernst nehmen.

Ablehnungsgründe

1. Die gesuchstellende Familie/Person ____________ (Name) ist/sind nicht genügend integriert. Sie zeigen in unserer Gemeinde keine oder nur wenige gesellschaftliche Aktivitäten, sind also in örtlicher Sicht nicht integriert.
2. Im täglichen Umgang stelle ich fest, dass den Personen die schweizerischen Gewohnheiten und Werte weitgehend nicht vertraut sind. Sie pflegen auch kaum oder nur wenig Kontakt zur einheimischen Bevölkerung.
3. Die ______________ (Familie/Name) ist/sind bei der Bevölkerung bekannt für ihre machohaften, kulturfremden Strukturen.

4. Die gesuchstellenden Personen vermögen sich trotz bereits langem Aufenthalt in der Schweiz nur ungenügend zu verständigen. Auch dies weist auf eine mangelnde Integration hin und erklärt sich wohl damit, dass sie den Kontakt zur einheimischen Bevölkerung scheuen.
5. Der gesuchsstellende _______________ (Name) ist mir aus dem persönlichen Umgang bestens vertraut. Im Gegensatz zu seinen weiteren Familienmitgliedern hatte er sich früher in einem Verein beteiligt. Er fiel dort durch sein unanständiges, unflätiges sowie gewaltbereites und –verherrlichendes Verhalten auf. Er lieferte sich mehrere Prügeleien. Besonders in der Gruppe zeigt er grosses Aggressionspotenzial. Im Ausgang fällt er wiederholt durch Pöbeleien auf. Die Eltern verpassten es offensichtlich, ihm und den Kindern allgemein eine optimale, unseren Sitten entsprechende Erziehung mit auf den Lebensweg zu geben.

Auch die weiteren Geschwister wachsen in einem unassimilierbaren Umfeld auf und sind geprägt durch die patriarchalischen Familienstrukturen. Ich empfände eine Bürgerrechts-Erteilung an _______________ (Name) sowie seine Familie als Affront.

Aus diesen Gründen empfehle ich die Abweisung der geschilderten Gesuche. Ich verlange zudem die Prüfung der Strafregisterauszüge sowie der polizeilichen Akten aller Einbürgerungswilligen. Insbesondere bei _______________ (Name) ist dies unbedingt einzusehen. (Wegen schwerer Vergehen) Vorbestrafte haben kein Recht auf Einbürgerung. Wenn Ihnen die erwähnten Dokumente nicht zugänglich sind, ist dies ein unhaltbarer Missstand.

Ich bitte Sie, die Diskussion an Ihren Sitzungen zu eröffnen, sobald Sie meine Gründe vorgelesen haben und dann über das Gesuch abstimmen zu lassen.

Im Übrigen bitte ich Sie, den Eingang dieses Antrages zu bestätigen.

Mit freundlichen Grüssen
_____________________________






